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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Beratung über die Umsetzung der beschäftigungspolitischen Leitlinien aniäßlich 
des Europäischen Rates in Cardiff am 15./16. Juni 1998 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Die Mehrheit der europäischen Regierungen hat sich erfolg- 
reich für die Aufnahme des Beschäftigungkapitels in den Ver- 
trag von Amsterdam eingesetzt. Damit gibt es neben der Ver- 
pflichtung zur finanziellen Stabilität im Rahmen des Stabilitäts- 
und Wachstumspaktes der Wirtschafts- und Währungsunion 
jetzt auch neue Handlungsmöglichkeiten für mehr Arbeits- 
plätze und soziale Stabilität in der EU. Heute sind in der EU rd. 
18 Millionen Menschen arbeitslos. Deshalb war es höchste 
Zeit, daß auf europäischer Ebene die Bekämpfung der Mas- 
senarbeitslosigkeit ins Zentrum der Politik gestellt wurde. Auf 
ihrem Sondergipfel in Luxemburg am 20. /21. November 1997 
haben die Staats- und Regierungschefs der EU ihre Gesamt- 
strategie für die europäische Beschäftigungspolitik verab- 
schiedet. Diese Strategie beruht auf drei Säulen: 

- Fortsetzung und Weiterentwicklung einer zwischen den 
europäischen Partnern koordinierten gesamtwirtschaftli- 
chen Politik zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit, 

- Mobilisierung der internen Politiken der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit, 

- beschäftigungspolitische Leitlinien der EU, die durch na- 
tionale beschäftigungspolitische Aktionspläne umgesetzt 
werden. 

2. Die Koordinierung der Wirtschafts-, Finanz- und Beschäfti- 
gungspolitik auf europäischer Ebene muß erheblich intensi- 
viert und mit der Umweltpolitik verbunden werden. Der Ab- 
bau der Massenarbeitslosigkeit kann im Zeitalter der 
Globalisierung nicht mehr ausschließlich national erfolgen. 
Wichtige wirtschafts- und finanzpolitische Handlungsparame- 
ter können nur durch koordiniertes Vorgehen auf europäischer 
Ebene wirksam zur Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit 
eingesetzt werden. Es kommt darauf an, daß die Staats- und 
Regierungschefs der EU ihre Verpflichtung aus Artikel 103 EG- 
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Vertrag zur Koordinierung der Grundzüge der Wirtschaftspo- 
litik der Mitgliedstaaten zu einem effizienten Politikinstrument 
weiterentwickeln und die beschäftigungspolitische Ausrich- 
tung verstärken. Gerade die Einführung des Euro wird die An- 
forderungen an die wirtschafts- und finanzpolitische Koordi- 
nierung in der EU erhöhen. Es liegt auf der Hand, daß durch 
Steuer-, Sozial- und Umweltdumping in Deutschland Arbeits- 
plätze verlorengehen und Steuern ausf allen würden. Nur durch 
engere Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten kann dies 
wirksam bekämpft werden. 

3. Die internen Politiken der Gemeinschaft, insbesondere die 
Strukturfonds, müssen endlich stärker zur Bekämpfung der 
Massenarbeitslosigkeit eingesetzt werden. Dies bedeutet vor 
allem, daß die EU nicht länger über die Hälfte ihrer Ausgaben 
in die Preissubventionierung der Agrarpolitik steckt und daß 
bei den anstehenden Reformen die regionale Strukturpolitik 
im Rahmen des europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
und die arbeits- und beschäftigungspolitischen Instrumente im 
Rahmen des europäischen Sozialfonds künftig stärker verzahnt 
werden. 

4. Die vom Europäischen Rat in Luxemburg beschlossenen be- 
schäftigungspolitischen Leitlinien sind nur ein erster Schritt in 
Richtung auf eine wirkliche Koordinierung der Beschäfti- 
gungspolitik auf europäischer Ebene. Die Bundesregierung hat 
im Vorfeld der Verhandlungen über die beschäftigungspoliti- 
schen Leitlinien erreicht, daß die Absprachen möglichst un- 
verbindlich bleiben und keine genauen Zielvorgaben beinhal- 
ten. Sie hat sich damit aber nur teilweise durchgesetzt. Jetzt 
kommt es darauf an, die beschäftigungspolitischen Leitlinien 
mit Leben zu erfüllen. 

5. Die Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen muß in den 
Mittelpunkt - wie der Europäische Rat gefordert hat - der Po- 
litik der Mitgliedstaaten gestellt werden. Der Abbau der Ar- 
beitslosigkeit ist der Schlüssel zur Lösung der ökonomischen, 
finanziellen, sozialen und ökologischen Probleme unseres Lan- 
des. Nur Arbeitsplätze, die umweltverträglich sind, sind auch 
zukunftsfähig. 

Der Deutsche Bundestag fordert ein Bündnis für Arbeit, Inno- 
vation und Gerechtigkeit. Die Bundesregierung muß die Initia- 
tive ergreifen, um eine konstruktive Zusammenarbeit mit den 
Gewerkschaften wieder herzustellen. Dazu gehört vor allem 
eine Korrektur der Fehlentscheidungen im Kündigungsschutz 
und bei der Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. Auch die 
Chancengleichheit der Tarifvertragsparteien ist dadurch her- 
zustellen, daß indirekt vom Streik betroffene Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer wieder Kurzarbeitergeld erhalten. 

Zu einem solchen Bündnis gehört ein fairer Interessenaus- 
gleich nach dem Grundsatz des gegenseitigen Gebens und 
Nehmens. Die Politik der Bundesregierung zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit ist gescheitert. Es ist daher erforderlich, 
die Weichen auf eine Politik für mehr Wachstum und Beschäf- 
tigung umzustellen. Dazu gehört 
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- Arbeitnehmer und Familien steuerlich zu entlasten, 

- durch eine konjunkturgerechte Finanzpolitik die öffentli- 
chen Zukunftsinvestitionen auf hohem Niveau zu versteti- 
gen, 

- die gesetzlichen Lohnnebenkosten zu senken und die In- 
vestitionskraft der Unternehmen durch Senkung der Un- 
ternehmenssteuersätze zu stärken, 

- neue Technologien offensiv zu nutzen und Forschung, Bil- 
dung und Wissenschaft zu stärken sowie wirksame Hilfen 
für den Mittelstand und Existenzgründer auf den Weg zu 
bringen, 

- eine aktive Arbeitsmarktpolitik zu entwickeln, um Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit zu finanzieren. 


11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, den 
deutschen beschäftigungspolitischen Aktionsplan in folgenden 
Punkten zu verändern: 


1 . Verbesserung der Beschäftigungschancen für Arbeitsuchende 

Zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 

Der Europäische Rat hat in seinen beschäftigungspolitischen Leit- 
linien 1998 festgelegt, daß binnen einer von jedem Mitgliedstaat 
festzulegenden Frist, die fünf Jahre nicht überschreiten darf, allen 
Jugendlichen ein Neuanfang in Form eines Arbeitsplatzes, einer 
Ausbildung, einer Umschulung, einer Berufserfahrung oder einer 
anderen die Beschäftigungschancen fördernde Maßnahme er- 
möglicht wird, ehe sie sechs Monate lang arbeitslos sind. 

Um den arbeitslosen Jugendlichen wieder eine Perspektive zu ge- 
ben und um die Vorgaben des Europäischen Rates, die die Bun- 
desregierung in ihrem nationalen beschäftigungspolitischen Akti- 
gpsplan nicht ordnungsgemäß ausgefüllt hat, sachgerecht 
ümzusetzen, muß sie dafür Sorge tragen, daß 

- jede junge Frau und jeder junge Mann spätestens nach sechs 
Monaten Arbeitslosigkeit ein Angebot für qualifizierte Ausbil- 
dung oder einen Arbeitsplatz erhält. Dieser Anspruch muß ge- 
setzlich verankert werden. Die Umsetzung muß innerhalb der 
nächsten drei Jahre erfolgen; 

- in einem ersten Schritt durch ein Sofortprogramm die viel zu 
hohe Jugendarbeitslosigkeit um mindestens 100 000 Personen 
gesenkt wird. 

Handlungsbedarf besteht vor allem in drei Bereichen: 

- beim Übergang von der allgemeinbildenden Schule in eine be- 
rufliche Ausbildung, 

- bei der beruflichen Ausbildung selbst sowie 

- beim Übergang ins Beschäftigungssystem. 
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Das Sofortprogramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
muß vor allem folgende Eckpunkte enthalten: 

- Jeder Jugendliche muß die Chance auf einen qualifizierten 
Ausbildungsplatz erhalten. Dafür ist eine enge Kooperation mit 
der Wirtschaft und mit den öffentlichen Verwaltungen und Un- 
ternehmen erforderlich. Wirtschaft und öffentlicher Dienst 
müssen in eigener Verantwortung für ein ausreichendes 
Lehrstellenangebot sorgen. Andernfalls wird auf gesetzlicher 
Grundlage ein fairer, bundesweiter Leistungsausgleich zwi- 
schen ausbildenden und nicht ausbildenden Betrieben erfor- 
derlich. 

- Ausbildungsverbünde sollen gefördert, über- und außerbe- 
triebliche Ausbildungsstätten modernisiert und zusätzliche 
Ausbildungsmöglichkeiten an beruflichen Schulen bereitge- 
stellt werden. Besonders für Ostdeutschland und für struktur- 
schwache Gebiete im Westen sind über- und außerbetriebliche 
Ausbildungsplätze unverzichtbar. Mädchen und junge Frauen 
sind besonders dabei zu unterstützen, zukunftsorientierte Aus- 
bildungsplätze ergreifen zu können. 

- Erforderlich ist, Vereinbarungen der Tarifvertragsparteien zu 
unterstützen, die durch Flexibilisierung und Verkürzung der 
Arbeitszeit Jugendlichen den Einstieg ins Berufsleben ermög- 
lichen. 

- Das Nachholen anerkannter Abschlüsse für junge Erwachse- 
ne, die für eine berufliche Erstausbildung auf herkömmlichem 
Wege nicht mehr in Frage kommen, wird aus Bundesmitteln fi- 
nanziert. 

Das Sofortprogramm soll durch Umschichtung und Bündelung von 
Mitteln des Bundes bei der Bundesanstalt für Arbeit und der eu- 
ropäischen Strukturfonds finanziert werden. 


Zur Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit 

Der Europäische Rat hat sich darauf verständigt, innerhalb einer 
Frist von fünf Jahren sicherzustellen, daß arbeitslosen Erwachse- 
nen ein Neuanfang in Form eines Arbeitsplatzes, einer Ausbildung, 
einer Umschulung, einer Berufserfahrung oder einer anderen die 
Beschäftigungschancen fördernde Maßnahme oder genereller 
durch individuelle Betreuung in Form von Berufsberatung ermög- 
licht wird, ehe sie zwölf Monate arbeitslos sind. 

Die Bundesregierung muß den Trend zu immer höherer Langzeit- 
arbeitslosigkeit endlich umdrehen und 

- nach einer möglichst kurzen Übergangsphase jedem Lang- 
zeitarbeitslosen eine Qualifizierungs- oder Beschäftigungs- 
maßnahme anbieten. Dieser Anspruch muß gesetzlich veran- 
kert und innerhalb der nächsten drei Jahre umgesetzt werden, 

~ für Langzeitarbeitslose zusätzliche Arbeitsplätze in einem öf- 
fentlich geförderten Beschäftigungssektor schaffen und 
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- parallel dazu für Langzeitarbeitslose Brücken in den ersten Ar- 
beitsmarkt bauen: Dazu gibt es innovative Möglichkeiten, wie 
z. B. nichtgewinnorientierte Arbeitnehmerüberlassung, beson- 
dere Vermittlungsagenturen bzw. Existenzgründung über so- 
ziale Betriebe, die innerbetriebliche Qualifizierung über Job- 
Rotation-Programme oder auch Dienstleistungsagenturen, die 
u. a. haushaltsorientierte Dienstleistungen anbieten, sowie 
Schaffung von Arbeitsplätzen, die dem Bedürfnis nach ver- 
kürzter Arbeitszeit Rechnung tragen; 

- Konzepte für eine intensive Beratung und Vermittlung von 
Langzeitarbeitslosen vorlegen, damit der heute schon rechtlich 
vorgeschriebene Eingliederungsplan mit Leben erfüllt wird; 

- dafür sorgen, daß Sozialhilfeempfänger in die Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik der Bundesanstalt für Arbeit ein- 
bezogen werden. 

Insgesamt muß die Langzeitarbeitslosigkeit in den nächsten vier 

Jahren um 500 000 Arbeitslose abgebaut werden. 


Zur Verstärkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik 

Zur Verstärkung der aktiven Arbeitsmarktpolitik hat der Europäi- 
sche Rat beschlossen, daß sichjeder Mitgliedstaat bemüht, die Zahl 
der Personen spürbar zu erhöhen, die in den Genuß aktiver Maß- 
nahmen zur Förderung ihrer Beschäftigungsfähigkeit kommen. 
Zur Erhöhung des Prozentsatzes der Arbeitslosen, denen eine Aus- 
bildung oder eine entsprechende Maßnahme ange boten wird, legt 
er dabei insbesondere als Zielvorgabe fest, eine schrittweise 
Annäherung an den Durchschnitt der drei erfolgreichsten Mit- 
gliedstaaten, mindestens aber einen Anteil von 20 % , zu erreichen. 

Die Bundesregierung muß endlich der aktiven Arbeitsmarktpoli- 
tik konsequent den Vorrang geben, um sicherzustellen, daß Arbeit 
statt Arbeitslosigkeit finanziert wird. Sie muß zur Umsetzung der 
europäischen Leitlinien 

- die Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik von heute 
27 % auf künftig mindestens 50 % der Gesamtausgaben der 
Bundesanstalt für Arbeit erhöhen und 

- die Arbeitsmarktpolitik vor Ort mit der regionalen Strukturpo- 
litik verzahnen, um vor allem die strukturschwachen Regionen 
durch den abgestimmten Einsatz der verschiedenen struktur- 
wirksamen Politikinstrumente wirksamer als bisher bei der 
Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen zur Bewältigung des un- 
vermeidlichen Strukturwandels zu unterstützen. 

Darüber hinaus muß durch gesetzliche Maßnahmen die zuneh- 
mende Scheinselbständigkeit eingedämmt werden. Gleichzeitig 
müssen die bestehenden Instrumente zur Bekämpfung der illega- 
len Beschäftigung intensiver genutzt und durch Einführung einer 
Generalunternehmerhaftung zur wirksamen Verhinderung von 
Lohn- und Sozialdumping verstärkt werden. Durch Verbesserun- 
gen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes muß der verbindliche 
Mindestlohn auch tatsächlich durchgesetzt werden. 
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Zur Förderung von Partnerschaftskonzepten 

Um die Beschäftigungsmöglichkeiten von Arbeitslosen zu verbes- 
sern, hat der Europäische Rat beschlossen, die Sozialpartner nach- 
drücklich aufzufordern, auf ihrer jeweiligen Zuständigkeits- und 
Aktionsebene bald Vereinbarungen zu treffen, um zusätzliche 
Möglichkeiten für Ausbildung, Berufserfahrung, Praktika oder 
sonstige Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähig- 
keit zu schaffen. Er hat ebenfalls beschlossen, daß sich die Mit- 
gliedstaaten und Sozialpartner bemühen, die Möghchkeiten für le- 
benslange Weiterbildung auszubauen. 

Die Bundesregierung muß die Weiterbildung als vierte Säule des 
Bildungssystems verankern. Die Notwendigkeit des lebenslangen 
Lernens macht eine enge Verzahnung zwischen Berufsleben und 
Weiterbildung erforderlich. Die Weiterbildung muß angesichts 
schneller Wissensvermehrung und schnellen Wandels der Quali- 
fikationsanforderungen ausgebaut werden. Es muß ein bundes- 
einheitlicher Rahmen geschaffen werden, der die Vielfalt der Trä- 
ger und die Qualität der Angebote sichert. 

Der Deutsche Bundestag erwartet von der Bundesregierung, daß 
sie die Bemühungen der Tarifvertragspartner nach Kräften unter- 
stützt, im Rahmen eines Bündnisses für Arbeit Maßnahmen zum 
lebensbegleitenden Lernen für Un- und Angelernte zu verstärken, 
denn für diese ist die Gefahr des Abrutschens in die Arbeitslosig- 
keit besonders groß. 


2. Förderung der Selbständigkeit 

Leichtere Gründung von Unternehmen und Entbürokratisierung 

In seinen beschäftigungspolitischen Leitlinien fordert der Europäi- 
sche Rat die Mitgliedstaaten auf, 

- die administrativen und steuerlichen Belastungen der mittel- 
ständischen Wirtschaft zu reduzieren und zu vereinfachen; 

- die Entwicklung selbständiger Erwerbstätigkeit zu fördern und 
zu prüfen, welche Hindernisse für die Selbständigkeit und für 
die Gründung von Kleinunternehmen insbesondere im Bereich 
des Steuerrechts und der Sozialversicherung ggf. bestehen und 
wie diese Hindernisse abgebaut werden können. 


Zur Unterstützung des Mittelstands und zur Sicherstellung einer 
kohärenten und übersichtlichen Mittelstandsförderung muß die 
Bundesregierung vor allem 

- Existenzgründungshilfen erhöhen und bündeln sowie neue 
Wege der Mobilisierung von Wagniskapital für die mittelstän- 
dische Wirtschaft eröffnen. Bestehende Benachteiligungen von 
Frauen bei der Existenzgründung müssen abgebaut werden. 

- Durch eine Senkung der Sozialabgaben sind die Unternehmen 
von zu hohen gesetzlichen Lohnnebenkosten zu entlasten. Die- 
se Entlastung muß vor allem Mittelstand und Handwerk zu- 
gute kommen. 
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- Durch eine Modernisierung von Staat und Verwaltung muß 
überflüssige Bürokratie abgebaut werden. Dazu gehört die 
Vereinfachung und Beschleunigung von Genehmigungsver’ 
fahren. Davon profitieren vor allem kleine und mittlere Unter- 
nehmen (KMU), die sich keine größeren Arbeitsstäbe für sol- 
che Aufgaben leisten können. 

- Damit die zahlreichen und unübersichtlichen Förderprogram- 
me einschließlich der EU-Programme gebündelt und für KMU 
transparenter werden, müssen nationale Mittelstandsagentu- 
ren eingerichtet werden. 


Schaffung von Arbeitsplätzen in der Dienstleistungswirtschaft 

Die Mitgliedstaaten haben sich im Rahmen der beschäftigungs- 
politischen Leitlinien verpflichtet zu prüfen, welche Möglich- 
keiten zur Schaffung von Arbeitsplätzen auf lokaler Ebene im 
Bereich der Solidarwirtschaft bei den neuen Aktivitäten im Zu- 
sammenhang mit den vom Markt nicht befriedigten Bedürfnis- 
sen gegeben sind und wie sie voll ausgeschöpft werden können. 
Dabei muß untersucht werden, welche Hindernisse dem entge- 
genstehen und wie diese Hindernisse verringert werden kön- 
nen. 

Die Bundesregierung muß das Angebot für haushaltsbezogene 
Dienstleistungen in Serviceagenturen bündeln. Bei Bedarf kann 
dann jeder Haushalt, auch bei geringem Einkommen, die Lei- 
stungen dieser Dienstleistungsagentur für die gewünschte Zeit 
abrufen. Die Bezahlung der in Anspruch genommenen Dienstlei- 
stung erfolgt z. T. durch den privaten Haushalt selbst, zum ande- 
ren Teil durch Dienstleistungsgutscheine, die für jeden privaten 
Haushalt erhältlich sind. Diese Serviceagenturen sollen die Ar- 
beitskräfte, die solche Arbeit suchen, in regulären und sozial ab- 
gesicherten Arbeitsverhältnissen beschäftigen. 

Dadurch werden die Kosten der Arbeit für die privaten Haushalte 
so günstig, daß sich auch Normalverdiener Haushaltshilfen leisten 
können, damit der gewünschte Beschäftigungseffekt erzielt wird. 
Dadurch wird erreicht, daß 

- durch eine Gründungsoffensive solche Dienstleistungsagentu- 
ren verstärkt geschaffen werden, 

- neue sozialversicherte Arbeitsplätze mit existenzsichernden 
Löhnen entstehen, 

- Haushalt dienstleistungen auch für Normalverdiener bezahlbar 
werden und 

- Arbeitslose eine neue Integrationschance erhalten. 

Durch diese neuen Arbeitsplätze spart die Bundesanstalt für Ar- 
beit Geld, das sie sonst für Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhil- 
fe ausgeben müßte. Damit entspricht dieses Dienstleistungskon- 
zept dem Grundsatz: Arbeit finanzieren statt Arbeitslosigkeit 
bezahlen. 


7 



Drucksache 13/10602 Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschäftigungsförderndes Steuersystem 

Der Europäische Rat hat festgestellt, daß die Mitgliedstaaten für 
ein beschäftigungsfreundliches Steuersystem sorgen und den 
langfristigen Trend zu einer höheren Steuer- und Abgabenlast der 
Arbeit umkehren sollen. Jeder Mitgliedstaat legt ... als Zielvor- 
gabe eine schrittweise Senkung der Steuer- und Abgabenbela- 
stung insgesamt und - wo angemessen - der Steuerbelastung der 
Arbeit und der Lohnnebenkosten . . . fest, ohne dabei die Sanie- 
rung der öffentlichen Haushalte ... in Frage zu stellen. Dabei prüft 
er ggf., ob die Einführung einer Energiesteuer, einer Besteuerung 
der Schadstoffemissionen oder sonstiger steuerlicher Maßnahmen 
zweckmäßig ist. 

Um ein beschäftigungsförderndes Steuersystem herzustellen, müs- 
sen die Sozialabgaben gesenkt werden, denn die Entlastung der 
Arbeit ist ein Eckpfeiler einer Politik für neue Arbeitsplätze. Neben 
Strukturreformen zur Verbesserung der Zielgenauigkeit und Wirt- 
schaftlichkeit der sozialen Sicherungssysteme ist die Abgabenbe- 
lastung durch eine ökologische Steuerreform zu verringern. Ge- 
samtgesellschaftliche Aufgaben sind über Steuern und nicht von 
den Beitragszahlern der Sozialversicherung zu finanzieren. 

Für ein beschäftigungsförderndes Steuersystem ist mehr Steuer- 
gerechtigkeit und eine Vereinfachung des deutschen Steuerrechts 
dringend nötig. Erforderlich ist deshalb eine Senkung der Steuer- 
sätze bei der Lohn- und Einkommensteuer und eine Verbreiterung 
der Steuerbemessungsgrundlage vor allem durch den Abbau von 
Steuervergünstigungen. Zur Stärkung der nach wie vor schwachen 
Binnenmarktkonjunktur ist eine Steuerentlastung für Arbeitneh- 
mer und Familien eine zwingende Notwendigkeit. Um die Inve- 
stitionskraft der Unternehmen zu stärken, müssen die Unterneh- 
menssteuersätze gesenkt werden. Auf europäischer Ebene müssen 
die beschäftigungsfeindlichen Wettläufe zwischen den Mitghed- 
staaten um die niedrigsten Unternehmenssteuern beendet werden. 
Der zwischen den Mitgliedstaaten vereinbarte Verhaltenskodex 
zur Steuerpolitik muß dringend 

- zu einer rechtlich bindenden Verpflichtung weiterentwickelt 
werden und Definitionen von Sanktionsmaßnahmen bei Ver- 
stößen gegen den Verhaltenskodex enthalten sowie 

- die Abschaffung aller Steueroasen auch in den Überseegebie- 
ten der EU-Mitgliedstaaten regeln. 

Mit einer ökologischen Steuerreform muß eine Entlastung des Pro- 
duktionsfaktors Arbeit und eine maßvolle und berechenbare Be- 
lastung des umweltschädlichen Energieverbrauchs erreicht wer- 
den. Auf dem Weg zu stärker nachhaltigem Wachstum ist eine 
möglichst rasche Harmonisierung in der EU notwendig. 

3. Förderung der Anpassungsfähigkeit der Unternehmen und 
der Arbeitnehmer 

Modernisierung der Arbeitsorganisation 

Der Europäische Rat hat mit seinen beschäftigungspolitischen Leit- 
linien die Sozialpartner gebeten, die Modernisierung der Arbeits- 
organisation und der Arbeitsverhältnisse zu fördern. 
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Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die Bundesregierung im 
Rahmen eines neuen Bündnisses für Arbeit mit den Tarif Vertrags- 
parteien konkrete Maßnahmen zum Ausbau der Mitbestimmung 
am Arbeitsplatz, im Betrieb und zur Sicherung der Mitbestimmung 
der Unternehmen sowie zum Ausbau der Mitbestimmungsrechte 
in Europa vereinbart. 

Ziel muß es zudem sein - entsprechend der Verpflichtung aus dem 
Einigungsvertrag ein kodifiziertes Arbeitsvertragsrecht für 
Deutschland zu schaffen. 

Die Arbeitszeitpolitik enthält noch unausgeschöpftes Potential zur 
Reduzierung der Massenarbeitslosigkeit. 

Der Deutsche Bundestag hält es deshalb für notwendig, 

- die vorhandene Arbeit gerechter auf alle Erwerbstätigen zu 
verteilen. Dazu ist eine Änderung des Arbeitszeitgesetzes not- 
wendig, um die Zahl der regelmäßigen Überstunden zu be- 
grenzen. Allein die Halbierung der heute anfallenden 1,8 Mil- 
liarden Überstunden könnte rd. 400 000 neue Arbeitsplätze 
schaffen; 

- die Bemühungen der Tarifparteien zu unterstützen, durch kür- 
zere Arbeitszeiten und innovative Arbeitszeitgestaltungen 
neue Arbeitsplätze zu schaffen. Denn flexiblere und kürzere 
Arbeitszeiten sind auch notwendig, um eine deutliche Verrin- 
gerung der Arbeitslosigkeit zu erreichen; 

- die Tarifpartner bei der Einführung von Jahres- und Lebens- 
arbeitszeitkonten zu unterstützen; 

- Tarifvereinbarungen, die neue Beschäftigungsmöglichkeiten 
durch Altersteilzeit oder Einstiegsteilzeit eröffnen, zu unter- 
stützen; 

- die Hindernisse für Teilzeitarbeit im Arbeitsrecht zu beseiti- 
gen. Jeder, der freiwillig seine individuelle Arbeitszeit er- 
mäßigt, soll grundsätzlich einen Rechtsanspruch auf Rückkehr 
zur Vollzeitarbeit erhalten. 


Umweltschutz als Antriebskraft für Beschäftigung 

Bei der Umsetzung der Beschlüsse des Rates zur Beschäftigungs- 
politik ist der Umweltschutz als Antriebskraft für Beschäftigung zu 

berücksichtigen. Der Deutsche Bundestag erwartet daher 

- einen Leistungsvergleich von Unternehmen hinsichtlich Um- 
weltschutz u. a. durch Anwendung der EG-Öko-Audit- Verord- 
nung, 

- die Förderung der Technologiebewertung und -entwicklung in 
bezug auf eine dauerhaft umweltverträgliche Entwicklung, 

- die Förderung von Innovationen und nachhaltiger Entwicklung 
durch die Gemeinschaftsfonds und 

- die Förderung der Aus- und Fortbildung im Umweltbereich. 
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4. Stärkung der Maßnahmen für Chancengleichheit 

Bekämpfung der Diskriminierung von Frauen 

Der Europäische Rat hat in den beschäftigungspolitischen Leitli- 
nien festgelegt, daß die Mitgliedstaaten sich bemühen werden, das 
Gefälle zwischen der Arbeitslosigkeit von Frauen und der von 
Männern zu vermindern, indem sie aktiv für ein hohes Beschäfti- 
gungsniveau von Frauen einstehen und Maßnahmen dagegen 
ergreifen, daß Frauen nicht länger in bestimmten Tätigkeitsberei- 
chen und Berufen unterrepräsentiert, in anderen dagegen überre- 
präsentiert sind. 

Die Bundesregierung muß Konzepte entwickeln, damit Frauen 
nicht gezwungen werden, sich zwischen Beruf und Familie ent- 
scheiden zu müssen. Frauen werden in beiden Teilen Deutschlands 
aus dem Arbeitsmarkt gedrängt. Sie werden in die stille Reserve 
abgedrängt und tauchen zunehmend in den Arbeitslosenstatisti- 
ken nicht mehr auf, da sie seltener als Männer den Gang zum Ar- 
beitsamt antreten. Die Bundesregierung muß ein Gleichstellungs- 
gesetz vorlegen, damit die gleichberechtigte Teilhabe der Frauen 
im Berufsleben erreicht werden kann. 

Gleichzeitig muß die Bundesregierung dafür sorgen, daß der be- 
reits 1993 im Arbeitsförderungsrecht verankerte Grundsatz, daß 
Frauen entsprechend ihrem Anteil an den Arbeitslosen an Maß- 
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik beteiligt werden sollen, 
umgesetzt wird. 

Rund zwei Drittel der geringfügig Beschäftigten in Deutschland 
sind Frauen. 

Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung auf, 
die Verdrängung der Frauen vom regulären Arbeitsmarkt zu 
bekämpfen und den Mißbrauch der 620/520-DM-Jobs schnellstens 
zu stoppen. 


Vereinbarkeit von Beruf und Familie und Erleichterung der Rück- 
kehr ins Arbeitsleben 

Die Mitgliedstaaten haben sich verpflichtet, sich zu bemühen, dort, 
wo noch ungedeckter Bedarf besteht, das Angebot an Betreuungs- 
und Pflegedienstleistungen zu verbessern. 

Die Mitgliedstaaten werden den Frauen - und Männern - beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen, die nach einer Unterbrechung in 
das Arbeitsleben zurückkehren wollen, und im Hinblick darauf 
prüfen, wie sich die Hindernisse, die dem im Wege stehen, schritt- 
weise beseitigen lassen. 


Zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf sind mehr Kin- 
derbetreuungseinrichtungen notwendig. Dazu muß die Finanz- 
kraft der Länder und Gemeinden gestärkt werden. 

Das Bundeserziehungsgeldgesetz ist grundlegend zu reformieren, 
um den bisherigen Erziehungsurlaub zum Elternurlaub hin wei- 
terzuentwickeln. Kindererziehung ist die Sache beider Eltern und 
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nicht nur eines Elternteils. Gemeinsamkeit und Partnerschaftlich- 
keit sollen die Grundgedanken der neuen Regelung sein. Dazu 
sollte u. a. der Erziehungsurlaub zu einem Elternurlaub mit einem 
Erziehungszeitkonto umgewandelt werden, so daß beide Eltern- 
teile die Chance auf Teilzeit haben. 

Das Modell zur Förderung der Beschäftigung in privaten Haus- 
halten durch Dienstleistungsgutscheine und Dienstleistungsagen- 
turen ist ebenfalls ein wichtiger Beitrag, um Eltern die Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf zu erleichtern und gleichzeitig einen 
Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit zu leisten. 

In Abstimmung mit der gesetzlichen Neuregelung des Elternurlaubs 
ist eine effektive Stellvertretungsregelung zu schaffen. Die stellver- 
tretende Einstellung von Langzeitarbeitslosen und Berufseinsteige- 
rinnen und -einsteigern ist durch Lohnkostenzuschüsse zu fördern. 


Förderung der Eingliederung Behinderter in das Erwerbsleben 

Die Mitgliedstaaten werden den Schwierigkeiten, denen Behin- 
derte bei der Eingliederung in das Erwerbsleben begegnen kön- 
nen, besondere Aufmerksamkeit widmen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, dem im 
Grundgesetz verankerten Benachteiligungsverbot für Behinderte 
endlich Geltung zu verschaffen. Die behinderten Mitbürgerinnen 
und Mitbürger brauchen den Schutz der gesamten Gesellschaft. 
Sie müssen am Berufsleben teilhaben können. Unsere Gesellschaft 
kann es sich nicht leisten, auf die Qualifikation und Motivation be- 
hinderter Mitbürgerinnen und Mitbürger zu verzichten. Deshalb 
muß die Bundesregierung 

- mit den konkreten Gesetzgebungsarbeiten beginnen, um das 
verfassungsrechtliche Benachteiligungsverbot auf einfachge- 
setzlicher Ebene zu konkretisieren; 

- Maßnahmen einleiten, damit auch Schwerbehinderte gleich- 
berechtigt am Arbeitsleben teilnehmen können; 

- spezifische Förderprogramme zur Beschäftigung von Frauen 
mit Behinderungen einleiten und gezielt darauf hin wirken, daß 
frauenspezifische Zugangshemmnisse zu beruflichen Rehabi- 
litationsmaßnahmen abgebaut werden; 

- die Rechtsstellung der Schwerbehindertenvertrauensleute 
verbessern und die Änderungen des Entgeltfortzahlungsge- 
setzes zurücknehmen. 


Bonn, den 5. Mai 1998 

Rudolf Scharping und Fraktion 
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